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ANLAGE D DER VORLAGE 

 

 

STADT HALVER 

BEBAUUNGSPLAN NR. 60 "FREIFLÄCHENSOLARENERGIEANLAGE NÖRDLICH EDELKIRCHEN" 

 

 

  

 

ABWÄGUNGS- UND BESCHLUSSVORSCHLÄGE ZU DEN STELLUNGNAHMEN AUS  

• DER ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG GEM. § 3 (1) BAUGB  

• DER BETEILIGUNG DER NACHBARKOMMUNEN GEM. § 2 (2) BAUGB SOWIE DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

GEM. § 4 (1) BAUGB  

 

 

BEARBEITET DURCH: 
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Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB erfolgte durch Veröffentlichung im Internet und durch Auslegung des 

Vorentwurfes des Bebauungsplanes mit zugehöriger Begründung zu jedermanns Einsicht in der Zeit vom 04.07.2025 bis zum 04.08.2025 

im Rathaus der Stadt Halver. 

Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen zu diesem Bauleitplanverfahren abgegeben.  

  



Stadt Halver                                                                                                                                        Bebauungsplan Nr. 60 "Freiflächensolarenergieanlage nördlich Edelkirchen“ 
 Abwägungs- und Beschlussvorschläge, 13.11.2025 

3 
 

Beteiligung der Nachbarkommunen sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß §§ 2 (2) und 4 (1) BauGB 

Die nachfolgend aufgeführten Nachbarkommunen sowie Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 26.06.2025 

beteiligt und um Abgabe einer Stellungnahme bis zum 04.08.2025 gebeten.  

 

Abwägungstabelle 

Lfd. 
Nr. 

Behörde und Stellungnahme Abwägungs- und Beschlussvorschlag  

 
1.  

 
Märkischer Kreis FD – Umwelt  
(Schreiben vom 01.08.2025) 
 
Stellungnahme Sgb. 441 Untere Naturschutzbehörde  
„Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde werden zum o.g. Bebauungsplan folgende Anregungen 
vorgetragen: 

 

 Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen hat kürz-
lich die vom Landesamt für Natur, Umwelt und Klima NRW (LANUK NRW) für die Bewertung von 
Photovoltaikfreiflächenanlagen erweiterte numerische Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffs-
regelung in NRW veröffentlicht.   
  
Die Bilanzierung im Planzustand ist dementsprechend insbesondere hinsichtlich der Bewertung des 
Grünlands unterhalb der Module und des Grünlands zwischen den Modulreihen anzupassen.  
 
Ebenso sind die Empfehlungen für eine naturverträgliche Gestaltung von Photovoltaikfreiflächen-
anlagen zu berücksichtigen und in die Planungen mit einzubeziehen.  
 
Im Ausgangszustand ist das Grünland mit drei Wertpunkten/ m² zu niedrig zu bewerten. Der Mär-
kische Kreis zählt zu den waldreichsten Gegenden in NRW, weshalb das Grünland unter einem 
besonderen Druck steht und – in Absprache mit dem LANUK NRW – höher zu bewerten ist. Im 
vorliegenden Fall sind vier Wertpunkte/ m² für das Grünland im Ausgangszustand anzusetzen. 
 

Zwischenzeitlich haben umfassende Abstimmungen zwischen dem 
Umweltgutachter und der Unteren Naturschutzbehörde bezüglich 
des anzuwendenden Bewertungsmodells und der Einstufung und 
Ausbildung der unterschiedlichen Grünstrukturen innerhalb des 
Plangebietes im Ist- und im Planungszustand stattgefunden. Die 
von der Unteren Naturschutzbehörde vorgegebene Anwendung 
der novellierten Bewertungsmethode für die Eingriffsregelung des 
Landesamtes für Natur, Umwelt und Klima (LANUK) aus Juli 2025 
wird angewandt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. Die Ergeb-
nisse der Abstimmungen mit der Unteren Naturschutzbehörde zur 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanz inklusive der Anwendung des aktuellen 
LANUK-Bewertungsverfahrens sind Grundlage des weiteren Ver-
fahrens. 
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 Die einreihige Heckenpflanzung kann so in der Bilanzierung mit fünf Wertpunkten/ m² nicht ak-
zeptiert werden. Damit sie eine ökologische Funktion erfüllen kann, ist sie mindestens zweireihig 
und mit einer Breite von drei Metern im Pflanzabstand 1 m x 1 m und einem 1,5 m breiten Kraut-
saum zu beiden Seiten anzulegen. Die Mindesthöhe der Hecke sollte sich nicht an der Höhe der 
Zaunanlage orientieren, sondern an der Höhe, ab der die Hecke eine ökologische Funktion erfüllt 
(1,5 m Höhe). Alternativ dazu könnte für die Zaunanlage zusätzlich zur Maximalhöhe der Zaunan-
lage eine Mindesthöhe der Zaunanlage festgesetzt werden, mit dem Zusatz, dass die Mindesthöhe 
der Hecke der späteren tatsächlichen Zaunhöhe (zwischen 1,5 – 2,5 m) zu entsprechen hat.  
 

Die Festsetzung der Heckenpflanzung wird dahingehend ergänzt, 
dass die Anlage der vorgesehenen 3 m breiten Hecke zweireihig in 
einem Pflanzabstand von 1 m x 1 m zu erfolgen hat. Zudem wird 
eine Mindestwuchshöhe von 3 m vorgegeben, mit dem Zusatz, 
dass die Hecke als freiwachsende Hecke (und somit nicht als re-
gelmäßig geschnittene Formhecke) anzulegen ist, um eine mög-
lichst naturnahe Entwicklung zu gewährleisten. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. Die Fest-
setzungen des Bebauungsplanes zur Ausbildung der randlichen 
Hecke werden ergänzt. 
 

 Für das erwartbare Kompensationsdefizit sind im weiteren Verfahren geeignete Ausgleichsmaß-
nahmen zu benennen, zu bilanzieren und planungsrechtlich zu sichern.  
 

Durch die von der Unteren Naturschutzbehörde vorgegebene An-
wendung der novellierten Bewertungsmethode für die Eingriffsre-
gelung des Landesamtes für Natur, Umwelt und Klima (LANUK) 
aus Juli 2025 ergibt sich – anders als nach bislang üblicher Bilan-
zierung – nunmehr ein Ausgleichsdefizit. Die nicht im Plangebiet 
realisierbaren Ausgleichsbedarfe werden über das Ökokonto der 
Gemeinde Halver abgewickelt. Eine vertragliche Regelung erfolgt 
im weiteren Verlauf des Verfahrens bis zum Satzungsbeschluss. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. 
 

 In den aktuellen Festsetzungen wird die Pflege des Extensivgrünlandes und die Pflanzarten zur 
Heckenpflanzung lediglich empfohlen. Die Pflanzarten und die Pflege des Grünlandes sind im Be-
bauungsplan verbindlich zu regeln oder spätestens zum Satzungsbeschluss ist die Bewirtschaftung 
der Fläche und die Pflanzliste vertraglich zu regeln.  
 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. Von einer verbindlichen 
Festsetzung von Pflegevorgaben im Bebauungsplan wird abgese-
hen, weil diese nicht planungsrechtlicher, sondern vollzugsrechtli-
cher Natur sind. Die Vorgaben zur Pflege finden sich unverändert 
in den Hinweisen. Eine Pflanzenauswahl der zu verwendenden Ar-
ten für die Gehölzpflanzungen wird den Festsetzungen beigefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. Die Fest-
setzungen zu den Gehölzpflanzungen werden um eine Pflanzen-
auswahl zu verwendender Arten ergänzt. 
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 Von der Unteren Naturschutzbehörde werden hinsichtlich der Wertigkeit der Hecke für die Bilan-
zierung neben den o.g. Punkten nur zertifizierte heimische und standortgerechte Gehölzarten ak-
zeptiert. Die Bewirtschaftung als Extensivgrünlandes ist innerhalb der Anlage als ein- bis zwei-
schürige Mahd unter Beachtung der Mahdzeitpunkte (erster Schnitt nicht vor dem 15.06.), scho-
nende Mahdtechnik, Abtransport des Mähguts, kein Einsatz von Dünger und Pflanzenschutzmitteln, 
kein Mulchen und die Verwendung von Mahdgutübertrag oder Regio-Saatgut festzusetzen.“ 

Die Verwendung zertifizierter heimischer und standortgerechter 
Gehölzarten wird in den Festsetzungen ergänzt. Die übrigen Vor-
gaben der Unteren Naturschutzbehörde sind zum Großteil bereits 
Bestandteil der Festsetzungen (Verwendung von Regio-Saatgut) 
oder der Hinweise (übrige Vorgaben). Die Hinweise zur Pflege des 
Extensivgrünlandes werden noch um „kein Mulchen“ und „Die 
Mahd ist mittels Balkenmäher durchzuführen“ ergänzt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. Die Fest-
setzungen zur Heckenpflanzung und Hinweise zur Pflege des Ex-
tensivgrünlandes werden wie oben angeführt ergänzt. 
 

 Stellungnahme FD 74 Untere Immissionsschutz  
„Solaranlagen können bei direkter Sonneneinstrahlung Lichtreflexionen (Blendung) verursachen, 
die ebenfalls benachbarte Grundstücke oder Straßenverkehrsteilnehmer beeinträchtigen können. 
Daher sind bei der Planung und Errichtung Maßnahmen zur Vermeidung von Blendung zu berück-
sichtigen.  
 
Unter Punkt 2.2.6.5 (Vorentwurf Umweltbericht) ist der Aspekt der Blendwirkung aufgeführt. Es 
steht weiterhin geschrieben, dass ein Nachweis über die Blendfreiheit der Anlage derzeit erarbeitet 
wird. Das Ergebnis wird im weiteren Verfahren ergänzt.   
 
Der Nachweis der Blendfreiheit soll sowohl für den Straßenverkehr, als auch für die Wohnbebauung 
mit den Immissionsorten: Rothenbruch 1-3, Neuen Vahlefeld 2, Edelkirchen 8 und folgende Wohn-
häuser erstellt werden.  
 
Eine Stellungnahme seitens der UIB kann nach Einreichung des Nachweises zur Blendfreiheit  
abgegeben werden.   
 
Diesen Ausführungen schließt sich FD 36 Verkehrssicherheit und Verkehrslenkung an.  
 
Darüber hinaus liegen keine Anregungen vor.“ 

Ein Blendgutachten der TÜV Rheinland Solar GmbH liegt zwischen-
zeitlich vor und wird den Bebauungsplanunterlagen beigefügt. Das 
Gutachten berücksichtigt bereits, dass, zur Vermeidung möglicher 
Blendwirkungen, gegenüber dem Stand zum Vorentwurf im Vor-
haben- und Erschließungsplan die Modultischreihen der südlichen 
Teilfläche geringfügig nach Südosten gedreht worden sind. 
Dadurch wird sichergestellt, dass mit dem Bau der PV-Anlage 
keine Störwirkung durch Sonnenlichtreflexionen für die umliegen-
den Wohnbebauungen und für den Verkehr auf der benachbarten 
L528 zu erwarten sind. 
Der in der Stellungnahme der Unteren Immissionsschutzbehörde 
benannte Immissionsort Neuen Vahlefeld 2 ist im vorliegenden 
Blendgutachten nach Angabe des Fachgutachters nicht als rele-
vanter Immissionsort aufgenommen worden, da dieser bei der ge-
planten Ausrichtung der PV-Module aufgrund der Geometrie und 
des Sonnenverlaufs am Standort ganzjährig nicht von an PV-Mo-
dulen reflektiertem Sonnenlicht getroffen werden kann. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. 
 

 
2.  

 
Märkischer Kreis FD 44 – Natur- und Umweltschutz 
(Schreiben vom 04.08.2025) 
 
Stellungnahme Sgb. 443 Wasserwirtschaft  
„Das Wasserschutzgebiet „Ennepetalsperre“ befindet sich mit seiner Schutzzone II im Plangebiet, 
der Stadt Halver wird daher, sofern nicht bereits erfolgt, eine Beteiligung des Wasserschutzge-
bietsbegünstigten als Träger öffentlicher Belange empfohlen. Die Genehmigungs- und Verbotstat-
bestände der Wasserschutzgebietsverordnung Ennepetalsperre sind zu berücksichtigen, hierbei 
wird u.a. auf Anlage A Nr. 3.3 (Verbot der Errichtung von Gebäuden), Nr. 5.1 (Genehmigungs-
pflicht für die Versickerung des Niederschlagswassers - im Baugenehmigungsverfahren zu 

 
 
 
 
 
Der Tatbestand der Lage des Plangebietes in der Wasserschutz-
zone II ist bereits als Nachrichtliche Übernahme im Bebauungsplan 
enthalten, ebenso in der Begründung berücksichtigt. Im Umwelt-
bericht erfolgt eine umfassende Auseinandersetzung mit den Be-
langen des Wasserschutzes, entsprechende Hinweise sind in den 
Entwurf zum Bebauungsplan aufgenommen worden. Grundsätzlich 
ist davon auszugehen, dass die Errichtung und der Betrieb einer 
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beantragen) und Nr. 23.1 (Verbot des Errichtens von Anlagen, die wassergefährdende Stoffe ver-
wenden) hingewiesen.  
 
Darüber hinaus liegen keine Anregungen vor.“ 
 

Freiflächen-PV-Anlage mit keinen verbotenen Handlungen und 
Maßnahmen einher geht. 
Die konkreten Genehmigungs- und Verbotstatbestände werden im 
nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt. Die 
Beteiligung des Wasserschutzgebietsbegünstigten als Träger Öf-
fentlicher Belange ist erfolgt.  
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. 
 

 
3.  

 
Märkischer Kreis FD 44 – Umwelt 
(Schreiben vom 07.08.2025) 
 
Stellungnahme Sgb. 444 Wasserbau  
„1): Im östlichen und südöstlichen Bereich des Flurstückes 114, Flur 41, Gemarkung Halver, Ge-
meinde Halver befindet sich der namenlose Zufluss zum "Rawensiepen", der "Rawensiepen" ver-
läuft im südlichen Teil des Flurstücks. Hier sind jeweils 5 m Abstand zum Gewässer (Böschungs-
oberkante) einzuhalten und von jeglicher Bebauung freizuhalten. Während der Bauphase ist jegli-
cher negativer Einfluss zu vermeiden und der Quellbereich besonders zu schützen. (Ingenieurab-
wehrzaun)  
 
Weiterhin sei bzgl. der Lage des o. g. Grundstückes auf die Gefahr von Überschwemmung, Flut 
und Hochwasser hingewiesen, nähere Informationen dazu sind unter https://mapview.hydro-
tec.de/models/Starkregengefahrenkarten-Maerkischer-Kreis-NExt zu finden.  
Verantwortlich für die Sicherung gegen v. g. Gefahr bzw. eine entsprechende (hoch-)wassersichere 
Bauweise ist die im Eigentum des Grundstücks befindliche Person bzw. die Bauherrschaft.  
 
Da es sich um das Einzugsgebiet der Ennepetalsperre handelt, ist auch der Betreiber der Ennepe-
talsperre zu beteiligen.  
 
2): Im nördlichen Bereich des Flurstücks 19, Flur 41, Gemarkung Halver, Gemeinde Halver, befin-
det sich das Gewässer " Rehbraucksiepen" und auch der Quellbereich des "Rehbraucksiepen", hier 
sind jeweils 5 m Abstand zum Gewässer (Böschungsoberkante) einzuhalten und von jeglicher Be-

bauung freizuhalten. Während der Bauphase ist jeglicher negativer Einfluss zu vermeiden und der 
Quellbereich besonders zu schützen. (Ingenieurabwehrzaun)  
 
Weiterhin sei bzgl. der Lage des o. g. Grundstückes auf die Gefahr von Überschwemmung, Flut 
und Hochwasser hingewiesen, nähere Informationen dazu sind unter https://mapview.hydro-
tec.de/models/Starkregengefahrenkarten-Maerkischer-Kreis-NExt zu finden.  
Verantwortlich für die Sicherung gegen v. g. Gefahr bzw. eine entsprechende (hoch-)wassersichere 
Bauweise ist die im Eigentum des Grundstücks befindliche Person bzw. die Bauherrschaft. 
 
Da es sich um das Einzugsgebiet der Ennepetalsperre handelt, ist auch der Betreiber der Ennepe-
talsperre zu beteiligen.“ 

 
 
 
 
 
Das unter 1) benannte östlich außerhalb des Plangebietes 
gelegene namenlose Gewässer, welches im weiteren Verlauf in den 
ca. 200 m entfernten “Rawenssiepen” fließt, ist lediglich als 
oberflächlicher Abfluss von Niederschlagswasser zu erkennen, 
welches sich in den nördlich angrenzenden Hochstaudenbereichen 
sammelt. In der Örtlichkeit ist keine Böschungssituation 
erkennbar. Auch die verfügbaren Geo-Informationssysteme 
weisen voneinander leicht abweichende Darstellungen auf. Daher 
wurde in der Planzeichnung der Gewässerrandstreifen von 5 m 
anhand der Katasterdarstellung abgebildet. Dieser liegt 
vollumfänglich außerhalb des Plangebietes und wird somit von 
Bebauung komplett freigehalten.  
 
Der unter 2) benannte nordwestlich gelegene Rehbraucksiepen 
liegt ca. 90 m vom Plangebiet entfernt. Der Siepen liegt zudem 
höhenmäßig ca. 20 m unterhalb des Geländeniveaus des 
Plangebietes. 
 
Das Risiko für das Eintreten eines Hochwasserereignisses wird im 

vorliegenden Fall als gering eingestuft. Das Planungsgebiet 
befindet sich weder im unmittelbaren Nahbereich relevanter 
oberirdischer Gewässer, noch liegt es innerhalb eines nach  
§ 76 (1) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) festgesetzten 
Überschwemmungsgebiet.  
 
Die Beteiligung des Betreibers der Ennepetalsperre als Träger Öf-
fentlicher Belange ist erfolgt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. Eine An-
passung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
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4.  

 
AVU Aktiengesellschaft für Versorgungs-Unternehmen 
(Schreiben vom 15.07.2025) 
 
„grundsätzlich stimmen wir der Änderung zu. Es gibt allerdings zwei Aspekte auf die ich jetzt schon 
mal hinweisen möchte. Das Thema PFAS (Polyfluoralkylsubstanzen, sog. Ewigkeitschemikalien) ist 
für die Umwelt vor allem in der Wasserschutzzone kritisch. Unsere 1. Auflage wird sein nur PV 
Module zu verwenden, die zertifiziert nach europäischen Standards PFAS frei sind. 
Das 2. Thema ist die Errichtung eventueller Lithium-Ionen Großspeicher, dieser Errichtung wür-
den wir an dem Standort nicht zustimmen, da hier bei einem Brand große Mengen giftiger Sub-
stanzen freigesetzt werden, die durch Löscheinsätze in die Ennepe eingetragen werden können.“ 
 

 
 
 
 
Die genaue Ausgestaltung der Anlagenkomponenten ist Gegen-
stand der nachfolgenden konkreten Genehmigungsverfahren. Be-
züglich benannten Lithium-Ionen-Großspeichersysteme gibt der 
Vorhabenträger an: Lithium-Ionen-Großspeichersysteme sind als 
sicher zu betrachten, sobald alle relevanten Vorschriften und An-
forderungen berücksichtigt und umgesetzt werden. Die Errichtung 
erfolgt unter Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik, insbesondere des BVES-Leitfadens für vorbeugenden und 
abwehrenden Brandschutz. Das Konzept umfasst bauliche Brand-
schutzmaßnahmen, automatische Brandfrüherkennung, geeignete 
Löschsysteme sowie ein Löschwasserrückhaltekonzept gemäß 

AwSV und VCI-Leitfaden. Damit wird sichergestellt, dass im 
Brandfall weder eine unkontrollierte Brandausbreitung noch eine 
Eintragung kontaminierter Löschwässer in die Ennepe erfolgt. 
Im Umweltbericht erfolgt außerdem eine umfassende Auseinan-
dersetzung mit den Belangen des Wasserschutzes, entsprechende 
Hinweise sind in den Entwurf zum Bebauungsplan aufgenommen 
worden. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die Errichtung 
und der Betrieb einer Freiflächen-PV-Anlage mit keinen verbote-
nen Handlungen und Maßnahmen einher geht. 
 
Beschlussvorschlag:  
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt, eine Än-
derung der Planung ist nicht erforderlich. 
 

 
5.  

 
Bezirksregierung Arnsberg- Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 
(Schreiben vom 16.07.2025) 
 
„bezüglich des Umfanges und des Detaillierungsgrades der Umweltprüfung werden von hier aus 
keine Anregungen und Hinweise vorgetragen.  
Hinsichtlich der bergbaulichen Verhältnisse und Bergschadensgefährdung teile ich Ihnen mit, dass 
sich die vorbezeichnete Planmaßnahme über dem auf Bleierz verliehenen, inzwischen erloschenen 
Bergwerksfeld „Hülloch“ befindet. Der letzte Eigentümer dieses Bergwerksfeldes ist nach meinen 
Erkenntnissen nicht mehr erreichbar. Ein entsprechender Rechtsnachfolger ist hier nicht bekannt. 
 
Daher teile ich Ihnen mit, dass ausweislich der derzeit hier vorliegenden Unterlagen im Bereich 
des Planvorhabens kein Abbau von Mineralien dokumentiert ist. Danach ist mit bergbaulichen Ein-
wirkungen nicht zu rechnen.  
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 
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Für Rückfragen stehe ich Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
Bearbeitungshinweis:  
Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen Verhältnisse auf Grundlage des aktuellen 
Kenntnisstandes erarbeitet. Die Bezirksregierung Arnsberg hat die zugrunde liegenden Daten mit 
der zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben erforderlichen Sorgfalt erhoben und zusammenge-
stellt. Die fortschreitende Auswertung und Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue 
Erkenntnisse können zur Folge haben, dass es im Zeitverlauf zu abweichenden Informationsgrund-
lagen auch in Bezug auf den hier geprüften Vorhabens- oder Planbereich kommt. Eine Gewähr für 
die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der Daten kann insoweit nicht übernommen wer-
den. Soweit Sie als berechtigte öffentliche Stelle Zugang zur Behördenversion des Fachinformati-
onssystems „Gefährdungspotenziale des Untergrundes in NRW“ (FIS GDU) besitzen, haben Sie 
hierdurch die Möglichkeit, den jeweils aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse zur bergbaulichen 
Situation zu überprüfen. Details über die Zugangs- und Informationsmöglichkeiten dieses Aus-
kunftssystems finden Sie auf der Homepage der Bezirksregierung Arnsberg (www.bra.nrw.de) 
mithilfe des Suchbegriffs „Behördenversion GDU“. Dort wird auch die Möglichkeit erläutert, die 
Daten neben der Anwendung ebenfalls als Web Map Service (WMS) sowie als Web Feature Service  
(WFS) zu nutzen.“ 
 

 
6.  

 
ENERVIE Vernetzt GmbH  
(Schreiben vom 05.08.2025) 
 
„gegen die 31. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 60 „Freiflächensolarenergieanlage nordöstlich Edelkirchen“ der Stadt Halver bestehen unse-
rerseits keine Bedenken. 
 
Für den Anschluss der Freiflächensolarenergieanlage sind umfangreiche Kabelverlegungen bis zum 
Umspannwerk Halver durch den Antragsteller notwendig.“ 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 

 
7.  

 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
(Schreiben vom 23.07.2025) 
 
„gegen das o. g. Vorhaben bestehen aus landwirtschaftlicher Sicht Bedenken.  
 
Begründung:  
Landwirtschaftliche Nutzflächen dienen primär der Nahrungsmittelproduktion und sind unverzicht-
bar für die Ernährungssicherung der Bevölkerung. Die in Rede stehende Fläche ist ca. 9,77 ha groß 
und wird als Acker bewirtschaftet. Die Bodengüte liegt zwischen 38 und 45 Bodenpunkten. Das o. 
g. Vorhaben wird von hier aus abgelehnt.  
 
Bevor landwirtschaftliche Nutzflächen mit FFPV bebaut werden, sollten PV-Anlagen auf Konversi-
ons- und Deponieflächen, auf Parkplätzen, auf Hausdächern oder Industrieanlagen sowie Wasser-
rückhaltebecken installiert werden. Diese Potenzialflächen sind vorrangig zu nutzen und durch eine 
Alternativenprüfung zu identifizieren.  

 
 
 
 
Die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage ist ein Baustein 
auf dem Weg zur klimaneutralen Energieversorgung und zur 
Verringerung der Abhängigkeit von fossilen Energieträgern. Als 
Teil des sogenannten „Osterpakets“ der Bundesregierung ist am 1. 
Januar 2023 die Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG) in Kraft getreten. Im Rahmen dieser Novelle wurden 
zahlreiche Maßnahmen beschlossen, um den Ausbau der 
erneuerbaren Energien zu beschleunigen und konsequent 
voranzutreiben. Ziel ist es, bis zum Jahr 2030 den 
Bruttostromverbrauch bundesweit zu mindestens 80 Prozent aus 
erneuerbaren Energien zu decken. Um dieses Ziel zu erreichen, 
soll gemäß § 4 EEG bundesweit die Kapazität der 
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Die vorliegende Planung führt zur Inanspruchnahme von bisher landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen. Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen.  
Aufgrund der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen im Sinne des § 201 BauGB besteht 
eine Begründungs- und Abwägungspflicht gemäß § 1a Abs. 2 BauGB (Umwidmungssperrklausel). 
 
Im Rahmen der erforderlichen Alternativenprüfung ist das städtebauliche Erfordernis für die Ent-
wicklung des der Planung zugrunde liegenden Standortes zu begründen.  
In diesem Zusammenhang bitte ich um die zur Verfügungstellung der Unterlagen der Ihrerseits 
durchgeführten Alternativenprüfung.  
 
Weitere Hinweise / Anmerkungen:  
- Nach Beendigung der Stromproduktion auf der Fläche, ist die Anlage abzubauen und der ur-
sprüngliche landwirtschaftliche Nutzungsstatus (Acker/Dauergrünland) herzustellen. 
 
- Kompensationsmaßnahmen: 
Im Umweltbericht ist zu lesen, dass „im Rahmen der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung ergibt sich 
durch die Festsetzungen des B-Plans im Vergleich zur Bestandssituation insgesamt ein positives 
Kompensationsdefizit von 95.347 Wertpunkten. Ausgleichsmaßnahmen sind entsprechend nicht 
erforderlich.“Es wird angeregt, die überschüssigen Wertpunkte einem Ökokonto gutzuschreiben.“ 
 

Photovoltaikanlagen verdreifacht werden. Die Erweiterung soll je 
zur Hälfte auf Dach- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
entfallen. 
 
Die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Dachflächen liegt - mit 
Ausnahme der Dachflächen von öffentlichen Gebäuden - nicht in 
der Entscheidungskompetenz der Stadt. Einen aktiven Beitrag zur 
Erreichung der Klimaschutzziele in dem Sinne, dass 
Photovoltaikanlagen auf Dächern eine gleich effiziente Alternative 
zu Photovoltaikanlagen auf Freiflächen darstellen, kann die Stadt 
Halver daher nicht leisten. Sie kann jedoch im Rahmen der 
Bauleitplanung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Freiflächen schaffen. 
 
Als Grundlage für eine Beurteilung von Standorten für Freiflächen-
solarenergieanlagen hat der Rat der Stadt Halver mit Beschluss 
vom 01.07.2024 einen Kriterienkatalog und eine daraus erge-
bende Flächenkarte nach Ausschluss von Restriktionsflächen be-
schlossen (Vorlage 24/2024, einsehbar unter https://hal-
ver.ratsinfomanagement.net/vorlagen). In der kartographischen 
Darstellung der Restriktionsflächen wurden dabei im Sinne von 
Ausschlusskriterien siedlungsstrukturelle, naturschutzrechtliche, 
raumordnerische und fachgesetzliche Vorgaben gekennzeichnet. 
 
Anträge zu Freiflächensolarenergieanlagen werden von der Ver-
waltung auf Grundlage der Kriterien überprüft und unter Abwä-
gung von Vor- und Nachteilen des jeweiligen Standortes bewertet, 
so dass dem Rat realistisch zu verwirklichende Aufstellungsbe-
schlüsse vorgelegt werden können. 
 
Als Basis für den in der Sitzung des Rates am 07.10.2024 gefass-
ten Aufstellungsbeschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 60 mit paralleler 31. Änderung des Flächennutzungsplanes 
hat die Überprüfung der Verwaltung ergeben, dass das Plangebiet 
nach den Gunst-, Restriktions- und Ausschlussgebieten im Kriteri-
enkatalog „konfliktarm und geeignet“ ist (Vorlage 298/2024). Die 
Entwicklung der Fläche zu einer Freiflächensolarenergieanlage 
wurde als Einzelfallentscheidungen unter den Gebietskategorien 
des Kriterienkataloges an dieser Stelle als grundsätzlich sinnvoll 
beurteilt. Synergieeffekte für die Einspeisung mit der östlich ge-
nehmigten Windenergieanlage bei Schöneberge wurden gesehen. 
Auch der hinzugezogene Arbeitskreis Energie und Umwelt der 

Stadt Halver empfahl, diese Fläche jetzt in das Verfahren zu ge-
ben, um sich intensiv mit den Auswirkungen zu befassen. Es wurde 
festgestellt, das andere Flächen noch nicht so weit in der 
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Beurteilung der Auswirkungen sind und ggf. später untersucht und 
geprüft werden. 
 
Die detaillierte Einzelfallprüfung sämtlicher Umweltbelange ist im 
Zuge der Umweltprüfung des hier vorliegenden Bauleitplanverfah-
rens erfolgt. Die Belange des Umweltschutzes sind in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 BauGB definiert und schließen insbesondere die Vorgaben 
bzw. Inhalte von Fachgesetzen und Fachplänen sowie die Auswir-
kungen der Planung auf die Umweltbelange (Mensch, Tiere, Pflan-
zen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Kultur- und 
sonstige Sachgüter) ein. Die erste Einschätzung der Verwaltung ist 
dabei bestätigt worden: Unter Beachtung im Umweltbericht be-
nannter und im Bebauungsplan berücksichtigter Maßnahmen zur 
Vermeidung und Minderung nachteiliger Umweltwirkungen auf die 
Schutzgüter, können die Auswirkungen der Planung insgesamt als 
nicht erhebliche Umweltauswirkungen gewertet werden. 
Da  
• sich das Plangebiet entsprechend des Kriterienkataloges der 

Stadt Halver somit grundsätzlich für die Errichtung von Frei-
flächensolarenergieanlage eignet, 

• die Einzelfallprüfung sämtlicher Umweltbelange im Rahmen 
der Umweltprüfung die Ergebnisse der ersten Prüfungen be-
stätigt hat, 

• die Nutzung mit den Eigentümern und den Landwirten grund-
sätzlich abgestimmt ist und die tatsächliche Flächenverfüg-
barkeit über Pachtverträge gesichert ist, 

• am vorhandenen Standort die Möglichkeit auf Netzanschluss 
besteht und eine konkrete Netzanschlusszusage bereits vor-
liegt, 

soll auf der Fläche ein Beitrag auf dem Weg zu einer klimaneutra-
len Energieversorgung geleistet werden. Mit dem vorliegenden Be-
bauungsplan sollen hierfür die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen geschaffen werden. 
 
Unter Abwägung der unterschiedlichen Belange wird die Inan-
spruchnahme des Plangebietes für die Stromerzeugung für ver-
tretbar erachtet. Generell ist auf die besondere Bedeutung der er-
neuerbaren Energien gemäß § 2 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes (EEG) hinzuweisen, wonach die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen sowie der dazugehörigen Nebenanlagen im „überragen-
den öffentlichen Interesse“ liegen. Dazu zählen auch Freiflächen-
Photovoltaikanlagen. Der Ausbau dieser Anlagenerhält damit in 

Planungsprozessen Vorrang vor anderen Interessen. 
 
Das Plangebiet kann nach einer möglichen Beendigung seiner Nut-
zung grundsätzlich wieder landwirtschaftlich genutzt werden. Eine 
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Rückbauverpflichtung soll Gegenstand des Durchführungsvertra-
ges werden. 
 
Bezüglich der Kompensationsmaßnamen ist anzumerken, dass 
sich durch die von der Unteren Naturschutzbehörde vorgegebene 
Anwendung der novellierten Bewertungsmethode für die Eingriffs-
regelung des Landesamtes für Natur, Umwelt und Klima (LANUK) 
aus Juli 2025 ein Ausgleichsdefizit ergibt. Die nicht im Plangebiet 
realisierbaren Ausgleichsbedarfe werden über das Ökokonto der 
Gemeinde Halver abgewickelt. Eine vertragliche Regelung erfolgt 
im weiteren Verlauf des Verfahrens bis zum Satzungsbeschluss. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. 
 

 
8.  

 
Landesbüro der Naturschutzverbände NRW 
(Schreiben vom 29.07.2025) 
 
„namens und in Vollmacht der in Nordrhein-Westfalen anerkannten Naturschutzverbände Bund für 
Umwelt und Naturschutz NRW e.V. (BUND NRW), Naturschutzbund Deutschland NRW e.V. (NABU 
NRW) und Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt NRW e.V. (LNU) nehme ich zu o.g. Ver-
fahren wie folgt Stellung:   
Grundsätzlich sind die Naturschutzverbände mit der geplanten Freiflächensolarenergieanlage 
nordöstlich Edelkirchen einverstanden, wir bitten aber folgende Hinweise zu beachten:  
Der naturschutzrechtliche Ausgleich für Eingriffe im Bereich der geplanten PV-Fläche ist auf der 
betroffenen Fläche umzusetzen.  
Wenn eine Einzäunung der Anlage unvermeidbar ist, ist die Durchgängigkeit für Kleintiere durch 
einen Bodenabstand von mindestens 20 Zentimetern zu gewährleistet. Eine Sperrwirkung der Ge-
samtanlage für größere Tiere ist durch ausreichende Gliederung in Teilanlagen, Durchlässe oder 
Querungshilfen zu vermeiden.  
Der Gesamtversiegelungsgrad der Anlage ist durch eine Fundament-freie Verankerung im Boden 
so gering wie möglich zu halten. Er sollte inklusive aller Gebäudeteile und Wege nicht über fünf 
Prozent liegen.  

Es sollten maximal 50 Prozent der Fläche von Modultischen überdeckt sein. Der Mindestabstand 
zwischen der Unterkante der Module und der Bodenoberfläche sollte bei mindestens 80 Zentime-
tern liegen. Entscheidend für die Entwicklung und Nutzbarkeit der Fläche als Lebensraum für Pflan-
zen und Tiere sind ausreichend breite, besonnte Streifen zwischen den Modulreihen. Dabei sind 
mindestens drei Meter als Richtwert zu sehen. 
Eine Beleuchtung der Anlagen ist zum Schutz u.a. von Insekten auszuschließen.  
Eine ökologische Baubegleitung wird empfohlen, auf die ursprünglichen Bodenstrukturen ist ein-
zugehen. Artenschutz und Bodenschutz sind mit Blick auf den Zeitraum der Anlageneinrichtung zu 
beachten.  
Pestizid- und Düngeverzicht: Der Einsatz von Düngemitteln, Pestiziden, Herbiziden und chemi-
schen Mitteln zur Reinigung der Module ist auf den Anlageflächen auszuschließen.  

 
 
 
 
Die Hinweise des Landesbüros der Naturschutzverbände NRW wer-
den zur Kenntnis genommen. Sie sind überwiegend bereits Be-
standteil der Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplans 
bzw. in Umweltbericht und Artenschutzgutachten berücksichtigt 
bzw. werden Gegenstand des Durchführungsvertrages zum Vor-
habenbezogenen Bebauungsplan. 
 
Zu folgenden Punkten wird gesondert Stellung bezogen: 
 
• GRZ: Die konkrete Bilanzierung anhand des Vorhaben- und 

Erschließungsplans ergibt, dass innerhalb des Sondergebietes 
bis zu 58 % der Flächen von baulichen Anlagen (hier: im We-
sentlichen Modultischen) überdeckt sein werden. Um trotz des 
Vorhabenbezugs eine gewisse Flexibilität zu ermöglichen, die 
Anlagenplanung z.B. in Bezug auf die verwendeten Modulty-

pen an den jeweils aktuellen Stand der Technik anzupassen, 
wird für beide Sondergebietsflächen eine Grundflächenzahl 
(GRZ) von jeweils 0,65 festgesetzt. Somit dürfen gemäß den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes maximal 65 % der Son-
dergebietsfläche von baulichen Anlagen überdeckt sein, um 
eine effiziente Ausnutzung der in Anspruch genommenen Flä-
che zu ermöglichen. Zur Einhaltung dieser maximal möglichen 
Flächeninanspruchnahme wird ergänzend festgesetzt, dass 
die Regelungen des § 19 Abs. 4 nicht zum Tragen kommen, 
wonach die zulässige Grundfläche durch Garagen und Stell-
plätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der 
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Extensive Beweidung oder Mahd ist eine geeignete Form der Flächenbewirtschaftung (s.a. BUND-
Handlungsleitfaden „Biodiversitätsstandards für Freiflächen-PV“, Juli 2022). Dabei ist zu beachten, 
dass die Besatzdichte der Lebensraumkapazität entspricht und eine artgerechte Haltung erfolgt.  
Eine ein- bis zweimalige abschnittsweise Mahd mit Aufnahme und Abfuhr des Mähgutes, ein-
schließlich Belassen von überständigen Altgrasbeständen (Mosaikmahd), ist eine alternative Mög-
lichkeit der Pflege. Für eine naturverträgliche Bewirtschaftung kommen ausschließlich Balkenmä-
her, Motorsense oder Beweidung wie beschrieben in Frage.  
Regionale Wertschöpfung: Beweidung und Mahd plus Abräumen des Mähgutes sollen durch Be-
triebe oder Institutionen aus der Kommune oder der Region durchgeführt werden. Die regionale 
Beteiligung und Wertschöpfung z.B. örtlicher landwirtschaftlicher Betriebe ist eine wichtige Vo-
raussetzung für die Akzeptanz von Solarparks.  
Naturräumliches Saat- und Pflanzgut: Ackerflächen können zunächst durch Aushagerung, ggf. 
mittels Mähgutübertragung oder Saatgut desselben Naturraums vorbereitet werden. Mögliche 
Pflanzungen auf und um die Anlage dürfen ausschließlich mit zertifiziertem Pflanzmaterial gebiets- 
und standortheimischer Gehölzarten erfolgen. Dasselbe gilt für sämtliche Minderungs- und Kom-
pensationsmaßnahmen.  
Bewirtschaftungsstandards festschreiben: Die unter Beachtung der beschriebenen Biodiversitäts-
standards durchgeführte Bewirtschaftung ist im Bebauungsplan bzw. in städtebaulichen Verträgen 
festzusetzen. Eine Rückbauverpflichtung ist vorzusehen. Eine entsprechende Nachnutzung, die die 
erreichten Biodiversitätsstandards auch nach dem Rückbau sicher stellt, ist im Bebauungsplan 
festzusetzen.“ 

Geländeoberfläche bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 
überschritten werden können. Da die Modultische mit den 
Photovoltaikmodulen die Fläche schwebend überdecken, ist 
die Festsetzung einer GRZ von 0,65 nicht gleichbedeutend mit 
einer Flächenversiegelung von 65 %. Um dies auch planungs-
rechtlich zu fixieren, wird ergänzend die Festsetzung einer 
Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft (s. Kapitel 5.5) getroffen. Der zu-
lässige Versiegelungsgrad wird auf maximal 3 % des Sonder-
gebietes begrenzt. 

• Kompensation von Eingriffen: Durch die von der Unteren Na-
turschutzbehörde vorgegebene Anwendung der novellierten 
Bewertungsmethode für die Eingriffsregelung des Landesam-
tes für Natur, Umwelt und Klima (LANUK) aus Juli 2025 ergibt 
sich – anders als nach bislang üblicher Bilanzierung – nun-
mehr ein erhebliches Ausgleichsdefizit. Trotz zwischenzeitli-
cher Verbreiterung der neu anzulegenden straßenseitigen Ge-
hölzstrukturen kann der Ausgleich nur in Teilen im Plangebiet 
erbracht werden. Der übriges Ausgleich wird über das Öko-
konto der Gemeinde Halver abgewickelt. Eine vertragliche Re-
gelung erfolgt im weiteren Verlauf des Verfahrens bis zum 
Satzungsbeschluss. 

• Eine Rückbauverpflichtung soll Gegenstand des Durchfüh-
rungsvertrages werden. 

 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt.  
 

 
9.  

 
Landesbetrieb Straßenbau NRW 
(Schreiben vom 17.07.2025) 
 
„vielen Dank für die Beteiligung an den beiden oben genannten Bauleitplanverfahren der Stadt 
Halver. 

Gegen die Planungen bestehen von hier nach aktueller Sach- und Rechtslage keine grundsätzlichen 
keine Bedenken, sofern zusätzlich folgende Auflage als textlicher Hinweis aufgenommen und vom 
Vorhabenträger umgesetzt wird: 
Es ist dafür zu sorgen, dass der Verkehr auf der Landesstraße weder geblendet noch abgelenkt 
wird.“ 
 

 
 
 
 
Der vom Landesbetrieb Straßenbau NRW geforderte Hinweis wird 
in die Planzeichnung aufgenommen. 

 
Das zwischenzeitlich vorliegende Blendgutachten weist bereits 
aus, dass keine Störwirkung durch Sonnenlichtreflexionen für den 
Verkehr auf der benachbarten L528 zu erwarten sind. 
 
Beschlussvorschlag: 
Dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung wird gefolgt. 
 

 
10.  

 
Südwestfälische Industrie- und Handelskammer zu Hagen  
(Schreiben vom 04.08.2025) 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 
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„Anregungen zur Aufstellung des o. g. Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes bestehen nicht.  
Anregungen zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung bestehen ebenfalls nicht.  
Ich bitte um Beteiligung im weiteren Verfahren.“ 
 

 
11.  

 
Vodafone West GmbH  
(Schreiben vom 22.07.2025) 
 
„wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 26.06.2025. 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante Baumaß-
nahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikations-
anlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unserer-
seits derzeit nicht geplant. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie 
dabei immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 
 
Bitte beachten Sie: 
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder 
eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Ge-
sellschaften trotz der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die 
bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu 
entschuldigen.“ 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 

 
12.  

 
Bezirksregierung Arnsberg  
(Schreiben vom 30.06.2025) 
 
„Es bestehen gegen die Planung keine grundsätzlichen Bedenken aus argrarstruktureller Sicht. 

 
Laufende Flurbereinigungsverfahren werden durch die Planung nicht berührt.  
 
Ich weise darauf hin, dass in Halver in der Vergangenheit nachfolgende Bauordnungsverfahren 
durchgeführt worden sind:  
 

 
 
Die hieraus resultierenden Flurbereinigungspläne mit den u.U. zu berücksichtigenden rechtlichen 
Festsetzungen, auch über Beendigung des Verfahrens hinaus, liegen der Stadt Halver und dem 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Nach Überprü-
fung durch die Stadt Halver stehen dem Vorhaben keine rechtli-
chen Festsetzungen aus dem Flurbereinigungsverfahren entgegen. 
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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Flurbereinigungsarchiv NZW bei der Bezirksregierung Münster, An den Speichern 13, 48147 Müns-
ter **) und dem Landesarchiv NRW Abteilung Westfalen, Bohlweg 2, 48147 Münster *), vor.  
 
Bzgl. des Verfahrens Halver (Az. 27574 ist die Teilnehmergemeinschaft nach der Schlussfeststel-
lung des Verfahrens als Körperschaft des öffentlichen Rechts bestehen geblieben und wird durch 
die Stadt Halver vertreten.“ 
 

 
13.  

 
Bezirksregierung Münster  
(Schreiben vom 09.07.2025) 
 
„vielen Dank für die Beteiligung in o.g. Verfahren.  
 
Es bestehen gegen die projektierten Änderungen keine zivilluftrechtlichen Bedenken.  
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.“ 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 

 
14.  

 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 02.07.2025) 
 
„vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht 
beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Trä-
ger öffentlicher Belange keine Einwände.“ 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 

 
15.  

 
PLEdoc GmbH  
(Schreiben vom 04.07.2025) 
 
„wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns verwaltete 
Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber von der geplanten 
Maßnahme nicht betroffen werden: 
• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürnberg 
• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 
• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 
• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund 
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. 
Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 
 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer einer erneuten 
Abstimmung mit uns.“ 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 
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16.  

 
Ruhrverband 
Regionalbereich Süd  
(Schreiben vom 29.07.2025) 
 
„zu der Maßnahme „Bebauungsplan Nr. 60 „Freiflächensolarenergieanlage nordöstlich Edelkirchen“ 
und 31. Änderung des Flächennutzungsplanes“ bestehen unsererseits aus abwassertechnischer 
Sicht keine Einwände oder Anmerkungen.“ 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 

 
17.  

 
Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen  
(Schreiben vom 05.08.2025) 
 
„hiermit möchte ich zu den o. g. Verfahren Stellung beziehen:  
Von Seiten des Regionalforstamtes Märkisches-Sauerland bestehen keine Bedenken, da keine 
Waldflächen für die Planungen in Anspruch genommen werden.“ 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich. 

 


